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Beklagte und*Revisionsbeklagte9
DeigEladene:
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hat der 2() Senat des Bundessozialgerichts auf die
mündliche Verhandlung vom 29„ Oktober 1959, an
der mitgewirkt haben

Senatspräsident B r a c k m a n n
als Vorsitzender‚

Bundesrichter Dr° B a r e se l und

Bundesrichter H u n g e r
als weitere 5erufsrichter9

Bundessozialrichter Dr„ L e d e r e r und

Bundeséozialrichterin Dro K o l b
als ehrenamtliche Beisitzer,

für Recht erkennt:
. /

Das Urteil des Hessischen Landessozialgerichts

vom 270 April 1956 wird mit den ihm zugrunde lie—
genden Feststellungen aufgehoben„

Die Sache wird zur erneuten Verhandlung und Ent—
SCheidung an des Landessozialgericht zurückverwie—

seno

V o n R e c h t s w e g e n°
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Der Ehemann der Klägerin ist am 10“ April 1941 an den Folgen

eines am 1° April 1941 erlittenen Kraftwagcnunfalls verstorben°

Dieser Unfall war ihm auf einer Dienstfahrt zugestoßen, die er
als Gau—Verwaltungsinspektor bei der Deutschen Arbeitsfront

(DAF), Gauwaltung Klagenfurt unternommen hatten Die Genossen—

schaft für reichsgesetzliohe Unfallversicherung (DG° 68) ge—
währte der Klägerin mit Bescheid vom 24° September 1941 die Wit"

wenrente gemäß @ 588 der Reichsversicherungsordnung (EVO). Im
Jahre 1942 übernahm die Eigenunfallversicherung (EUV) der NSDAP

die Weitergewährung der Rente, die der Klägerin bis einschließ—

lich März 1945 gezahlt wurdeo

Mit Schreiben vom 16„ August 1949 teilte die Hessische Ausfüh—

rungsbehörde für Unfallversicherung der Klägerin mit7 sie ge—

währe ihr vom 10 Januar 1949 an ohne Anerkennung eines Rechts—

anspruchs vorläufige Fürsorge gemäß 5 1735 DVOO Die damit he—

willigte Rentenzahlung wurde Ende 1955 eingestellt, da fortan

die Beklagte die weitere Bearbeitung des Falles aufgrund des

Fremdrenten— und Auslandsrentengesetzes vom 7° August 1953
(FredeG) übernahmo Die Beklagte lehnte durch Bescheid vom 9°

August 1954 die Gewährung der Lit enrente ab: Ein Arbeitsunfall

liege nicht vor; denn eine Tätigkeit im Verwaltungsdienst sei

erst mit der Einführung der Personenversioherung durch das 6°

Ge etz über Änderungen in der Unfallversicherung vom 9° März

1942 (6° ÄndG) mit Wirkung vom 10 Januar 1942 an in den Schutz

Q
J

er gesetzlichen Unfallversicherung einbezogen wordeno

Das Sozialgericht hat die hiergegen erhobene K1age abgewiesen°

Das Landessozialgericht (L„G„) hat die Verwaltungs—BG° beige—

laden° Diese hat vorgetragen, die BG° 68 habe seinerzeit ledig—

lich Verwaltungshilfe für die noch nieht funktionsfähige EUV

der NSDAP geleistet; die DAF als Unternehmen und der Ehemann

der Klägerin als Versicherter hätten der BG„ 68 (jetzt: Verwal—

tungs—BG°) niemals angehört° Das LSG„ hat durch Urteil vom

I
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...3...

27° April 1956 (veröffentlicht in Breithaupt 1956 SW 805)

die Berufung der Klägerin zurückgewiesen: Der Ehemann der

Klägerin sei zur Zeit seines Unfalles als Verwaltungsange—

stellter der DAF nicht bei der BG„ 68 versichert gewesen.
Die Erteilung des Hinterbliebenenrentenbescheides vom 24°
SepteMber 1941 durch diese BG° ändere hieran nichts und be—

rühre auch nicht die aus der Zuständigkeit der EUV der NSDAP

— eines nicht mehr bestehenden Versicherungsträgers im Sinne

des @ 1 Abs° 2 FredeG — folgende Anwendbarkeit des FredeG°

Die hiernach anzuwendende Vorschrift des @ 5 FredeG habe-
den Sinn, Anspruchsteller, die Leistungen von der EUV der

NSDAP bezogen haben, rückwirkend dem allgemeinen Recht der

EVO zu
unterstellen; eine etwaige Besserstellung, die sie

gegenüber dem allgemeinen'Recht gehabt hätten, sollten sie
nicht behalten„ Das anwendbare allgemeine Recht sei nach dem

Zeitpunkt des Unfalles zu bestimmen° Unfälle aus der Zeit

vor dem 10 Januar 1942 seien daher — obwohl @ 5 Premth den

dem 6„ ÄndG.entstammenden Ausdruck “Arbeitsumfall” verwende —
nach der RVG aoF. zu beurteilen° Die durch Art° 5 € 2 Abs° 1
Satz 2 des 6° ÄndG legalisierte besondere, an sich dem alle

gemeinen Gesetz widersprechende Handhabung des Einzelfalles

könne hierbei nicht maßgebend sein; andernfalls hinge der

Anspruch nach dem DredeG im Ergebnis davon ab; daß zur

Zeit des Unfalles die EUV der NSDAP und die von ihr beauf—

tragte BG„ 68 den Einzelfall nicht gesetzentsprechend be—

handelt hätteno Nach der 1941 geltenden Fassung des S 537

EVO sei der Unfall des Ehemannes der ilägerin nicht zu ent—

schädigen gewesen; damals habe es sich grundsätzlich um eine

Betriebsversicheruné gehandelt, die DAF habe nicht zu den

versicherten Betrieben, eine bloße Verwaltungstätigkeit

nicht zu den versicherten Tätigkeiten gehört; Der Bescheid

der BG„ 68 von 1941 sei für die erneute selbständige Pest—v

stellung nach dem FredeG ohne Bedeutung; das Schreiben der

Hessischen Ausfüh&ungsbehörde vom 160 August 1949 enthalte

keine bindende Leistungsfeststellung, sondern nur die Ge—

währung vorläufiger Fürsorge ohne Anerkennung eines Rechts—

anspruchs° — Das LSG; hat die Revision zugelassen°
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Gegen das am 19° Mai 1956 zugestellte Urteil hat die Klägerin

am 7, Juni 1956 R;vision eingelegt und sie zugleich mit der Rüge

unrichtiger Anwendung des 5 5 FredeG begründet° Sie beantragt9

unter Aufhebung der vorinstanzlichen Entscheidungen

den Tod‚ihres Ehemannes als Berufsunfäll anzuerken—
nen und die Beklagte zur Gewährung der Hinterbliebe—

nenre■te zu verurteileno

Die Beklagte und die Beigeladene beantragen,

die Revision zurückzuweiseno

Sie stimmen dem angefochtenen Urteil zu°

II

Die Revision der Klägerin ist durch Zulassung gemäß 5 162 Abs,
1 Nr° 1 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) statthaft° Sie ist

form— und fristgerecht eingelegt und begründet worden (@ 164

SGG} und somit zulässig° Sie hatte auch Erfolg°

Zutreffend ist das LSG° davon ausgegangen, daß der Anspruch

der Klägerin nach dem FredeG zu beurteilen ist" Dies folgt

aus dem Umstand, daß die Klägerin die Witwenrente für den Un—
fall ihres Ehemannes bis Ende März 1945 von einem jetzt nicht

mehr bestehenden Versicherungsträger (@ 1 Abs° 2 Nr° 1 FredeG),

nämlich der EUV der NSDAP, bezogen hat° Der Standpunkt des L G„

daß hieran die anfängliche Rentengewährung durch die BG„ 68

nichts ändert, weil diese BG, seinerzeit nur im allgemeinen Auf—

trag der EUV tätig geworden ist, wird im Schrifttum bestätigt

(Hoernigk—Jahn—Wickenhagen, FredeG, Kommentar, 20 Aufl., Anm„

4 a zu 5 7, s. 91/92), auch die Revision zieht ihn nicht in
Zweifel° Da es sich mithin bei dem Unfallversicherungsträger

im Sinne des 5 1 Abs° 2 Eremd■G von vornherein um die EUV der

NSDAP gehandelt hat, ergibt sich für den jetzigen Anspruch der

Klägerin einmal die Zuständigkeit der Beklagten (@ 7 Abs" 1 Nr°
\1 S, 3 Halbe° 3 FredeG), zum anderen unterliegt dieser Anz
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spruch den uesonderen Vorausset2ungen des @ 5 FredeG„

Mit Recht hat das LSG„ ferner angenommen, daß der von der BG°

68 erteilte Bescheid vom 24° September 1941 nicht geeignet ist,

auf die selbständige Leistungsfeststellung nach dem FredeG

eine bindende Wirkung auszuüben; dies entspricht der ständigen

Rechtsprechung des erkennenden Senats (vgl° BSG° 9 So 275

L?7ä7; SozRo, FredeG % 5 Bl° Aa 1 Nr° 2)° Der formlosen Mit:

teilung der Hessischen Ausführungsbehörde vom 160 August 1949

hat das LSG° zutreffend keine Bindungswirkung im Sinne des @

17 Abs° 6 FredeG beipemessen, denn ein RechtseqspruCh der Klä—

gerin wurde darin ausdrücklich nicht anerkannt (vgl° SozR°,

FredeG, @ 17 Bl° Aa 8 Nr„ 13)0 Damit enfällt für die Klägerin

die Möglichkeit (vg1° ese„ 8 3° 57), die Weitergewährung_einer
bereits rechtskräftig festgestellten Leistung ohne Rücksicht

auf die Erfüllung der Voraussetzungen des 5 5 FredeG zu ver—

langeno

‚Gemäß @ 5 FredeG kann die Klägerin vielmehr von der Beklagten

Leistungen nur beanspruchen, wenn der Unfall ihres Ehemannes ein

"Arbeitsunfall im Sinne des 50 Buches der RVG" gewesen ist und

die weiter in dieser Vorschrift aufgeführten Ausschlußgründe

nicht gegeben sind° Zu Unrecht meint die Revision, der in 5 5

FredeG gebrauchte Begriff "Arbeitsunfall" spreche dafür, daß

es ohne Fücksicht auf den.Zeitpunkt des Unfallereignisses al—

lein auf den gegenwärtigen, seit dem 1° Januar 1942 geltenden

Rechtszustand abzustellen sei° Wie der erkennende Senat bereits

entschieden hat (SozR., F3emd■G, & 5 Bl° ia 1 Nr° 2, hier Bla

Aa 2), ist in den Fällen des 5 5 FredeG die Frage, ob ein Ar—

beitsunfall vorliegt, nach dem im Unfallzeitpunkt geltenden

Recht zu beurteileno Das Revisionsvorbringen gibt keinen An—

laß, hiervon abzuweichena Die Auffassung des LSGO, fur die Be—

urteilung der Anspruchsvoraussetzungen sei das am 1° April 1941

‚geltende a l 1 g e m e i\n e Recht der Unfallversicherung maß—

gebend, trifft hiernach zu,
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Mit Recht hat das LSGO einen Versicherungsschutz für den

Ehemann der Klägerin verneint, soweit die allgemeinen Vor—
schriften der 55 537‚ 544 EVO in der vor dem Inkrafttreten
des 6° ÄndG geltenden Fassung in Betracht kommen„ Verwal»

tungsunternehmen von der Art der DAF waren bei den der Ver—
sicherung unterliegenden Betrieben in 5 537 Abs; 1 RVG da—

maliger Fassung nicht mit aufgezählt° Die bisher getroffenen

Feststellungen bieten auch keinen ausreichenden Anhaltspunkt

dafür? daß die @@539 b EVO aQF° und 537 Abs° 1 Nr„ 7 EVO a°E„

zu Unrecht nicht angewandt werden sindo

Nach Auffassung des Senats ist dem angefochtenen Urteil auch

insoweit beizupflichten, als es die Ubergangsvorschrift des

Art„ 3 5 2 Abs() 1 Satz 2 des 6„ ÄndG als nicht geeignet be—

zeichnet hat, den Unfall des Ehemannes der Klägerin rechts—

wirksam dem Schutz der allgemeinen Unfallversicherung zu
unterstellen° Diese Vorschrift, nach der es dabei bewenden

sollte‚ wenn bereits vor dem 1° Januar 1942 "entsprechend",

d„h° unter Vorwegnahme der gesetzlichen Neuregelung verfah—

ren wurde, muß allerdings keineswegs schon deshalb außer Be—

tracht bleiben, weil sie nicht Bestandteil des 3„ Buches der

EVO geworden ist (so irrtümlich Hoernigk—Jahn—Wickenhagen,

aoacoe, Anm° 3 zu 5 5 Fremd■G, 8° 77); eine solche am Wort—

laut des 5 5 FredeG haftende Auslegung, die zum Beispiel

hinsichtlich der ebenfalls nicht in die RVO aufgenommenen

Liste der zu entsohädigenden Berufskrankheiten sich von selbst

verbieten würde, wäre nach Aneicht des Senats nicht vertret—

bar° Auch erscheint es
mindestens fraglich, ob Arto'3 @ 2

Abs° 1 Satz 2 des 60 ÄndG — wie in der angeführten Kommentar—

stelle behauptet wird
— seinerzeit auf ausdrückliches Verlangen

von Parteidienststellen eingef;gt wurde, um eine bevorzugte
Regelung gerade der Unfälle von Parteiangestellten aus der

Zeit vor dem 1° Januar 1942 zu ermöglichen (vgl° hiergegen

Schulte—Holthausen, BG. 1942 S‚ 57 Ä327)„ Die übergangsvor—

schrift kann jedoch, wie das LSG„ zutreffend_ausgeführt hat,
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_ 7 _

deshalb nicht dem über 5 5 FredeG heranzuziehenden allgemei—

nen Recht zugerechnet werden, weil ihr nicht die Bedeutung zu—

kommt, für die zurückliegende Zeit allgemein geltendes Recht

zu schaffen; in ihr ist vielmehr lediglich angeordnet, daß es

bei einer im Einzelfall getroffenen, an sich ungesetzlichen Re—
gelung verbleiben sollte°

Das im Gebiet des Deutschen Reiches in den Grenzen vor 1958 gel—

tende Recht bot hiernach keine Grundlage für die Annahme, der ehe—

mann der K]ägerin sei auf seiner für die DAF unternommehen Dienst—

fahrt unfallversichert gewesen° Diese Fahrt wurde jedoch auf öster—

reichischen Gebiet im Dienste der Gauwaltung Klagenfurt der DAF

ausgeführt, Rechtsirrtümlich hat das LSG„ diese von ihm festge—

rstellte Tatsache nicht beachtet° Bei ichtiger Anwendung des 5 5

Fremd & hätte das LeG° berücksichtigen müssen, daß unter Umstän—

den aufgrund des @ 12 der Verordnung über die Einführung der So—

zialversioherung im Lande Österreich vom 22, Dezember 1938 — EVO —
(BGBl, 1 S, 1912) Versicherungsschutz anzuerkennen war° Nach die—

ser gemäß @ 3 Abs. 1 FredeG weiter geltenden Bestimmung blieben

die Vorschriften des österreichischen Rechts über den Kreis der

von der Unfallversicherung erfaßten rersonen bestehen, soweit-

diese Vorschriften über den Rahmen des Reichsrechts hinausgin—

gen° Nach „uffassung des Senats ist @ 12 EVO als Bestandteil des

vor dem 1, Januar 1942 allgemein geltenden deutschen Sozialver—

sicherungsrechts anzusehen; denn er galt — ohne irgendwelche Her—

vorhebung von Tätigkeiten im Dienste der NSDAP — für jeden nach

dem “Anschluß" in die österreichischen Gebiete entsandten reichs—

deutschen Arbeitnehmer° @ 5 FredeG nötigt keinesfalls dazu, die—

se Regelung auf Bedienstete von DAF—Verwaltungen nicht anzuwen—
den; denn es soll — wie auch das LSG° ausgeführt hat — lediglich

ihre Besserstellung gegenüber anderen Versicherten vermieden wer—

den, umgekehrt entspricht jedoch auch ihre Schlechterstellung

nicht dem Zweck des Fremthn Aus den bereits dargelegten Gründen

kommt auch dem Umstand keine Bedeutung zu, daß @ 12 EVO nicht im

30 Buch der EVO enthalten ist,

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


5 12 EVO bewirkte, daß in dem hier in Betracht k0mmenden Zeit—

punkt aufgrund der insofern weiter geltenden @@142, 225 des

österreichischen gewerblichen SozialVersicherungsgesetzes 1938

‚— GSVG 1938
—

(österreichisches Bundesgesetzblatt 1938 S, 1)

jeder im damaligen "Land Österreich" aufgrund eines Arbeits—,

Dienst— oder LehrverhältniSSes berufsmäßig Beschäftigte unfall—

versichert war (Vgl, Steinbach, BG, 1939 S° 89)° Nach dieser

Regelung, die später das Vorbild für 5 537 Nr° 1 RVG in der Fas—

sung des 6, ÄndG abgab (Vgl° Jantz, AN, 1942 S, 209), bestand
also der Versicherungsschutz auch für alle in reinen Verwale

tungsunternehmen Beschäftigten,

Zur Ergänzung der EVO und zur Auslegung des 5 12 hat der Reichs—

arbeitsminister (RAM) mehrere Erlasse herausgegeben: Danach galt

@ 12 nach rein territorialen Gesichtspunkten, also ohne Rück—

sicht darauf, ob Unternehmer oder Arbeitnehmer aus dem Altreich

oder aus Österreich stammten (Erlaß vom 19,5,1939, AN, 1939 S,
270); der Zeitpunkt des Beginns des Beschäftigungsverhältnissee

bzw() der Errichtung des Unternehmens war ohne Bedeutung (Erlas—

se Vom 3,4,1940 und 11,7,1940, AN, 1940 S, 121, 250); die Vor—

schriften des österreichischen Rechts über die Befreiung von
der Unfallversicherung (@ 224 GSVG 1958) waren nicht anzuwen—
den, stattdessen wurden bestimmte Gruppen von Beschäftigten,

zu denen DAF—Angestellte nicht gehörten, für versicherungsfrei

erklärt (Erlaß vom 26,6„1941, AN, 1941 S° 264); schließlich

führte der RAM, abweichend von früheren Erlassen, in seinem

Erlaß vom 25° Februar 1940 (AN, 1940 8° 88) aus, nach seiner

Auffassung unterstünden aus dem Altreich entsandte Arbeitneh—

mer dann der Regelung des 5 12 EVO, wenn ihnen ihr Arbeitsent—

gelt nicht mehr von einer Dienststelle des bisherigen Beschafe

tigungsortes, sondern von ihrer neuen Dienststelle in Öster—

reich berechnet und ausgezahlt werde; dieses Merkmal sei als

Nachweis dafür anzusehen, daß ein Zusammenhang der Dienst—

tätigkeit mit dem bisherigen Beschäftigungsort nicht mehr be—

stehe°
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Obschon diesen Erlassen9 soweit sie die auslegung des % 12 EVO

betreffen? eine die Gerichte bindende Zirkung nicht zukommt

(Vg1° nse„ 6 se 252; 9_s„ 30 [3'g7)‚ trägt der Senat; keine Be—
den-ken9 sie als sachgerechte Interpretation des @ 12 LVO bei

der Anwendung dieser Vorschrift heranzuziehen° Insbesondere

der letztgenannte Erlaß vom 25° Februar 1940 ermöglicht eine

einwandfreie Abgrenzung des unter 5 12 EVO fallenden Personen—

kreises; auch nach Meinung des Senats genügte es für die Anwend—

barkeit des 5 12 EVO nicht, das in Altreich beschäftigte Arbeit—

nehmer nur ganz vorübergehend — etwa während einer kurzen Dienst—

reise — beruflich auf österreichischem Gebiet tätig wurden; viel—

mehr bedurfte es hierfür einer auf längere Sicht in Österreich aus—
géübten Beschäftigung° Der vom LSG„ festgestellte Sachverhalt

spricht mehr dafür, daß der Ehemann der Klägerin zur Zeit des Un—

falles nicht nur ganz'vordbergehend in Österreich beschäftigt-

war° HiernaCh könnte gemäß @ 12 EVO in Verbindung mit € 5 FredeG

der Klageanspruch zu Recht bestehen°

Die bisher getroffenen Feststellungen reichen jedoch Zu einer Ent—

scheidung in der Sache selbst nicht aus° Es bedarf vor allem weite—

rer Ermittlungen über das dienstliche Verhältnis des Ehemannes der

Klägerin zur Klagenfurter Gauwaltung der DAF; von Bedeutung ist

hierbei insbescndere9 wie lange er vor dem Unfall schon dort ar—
beitete, ob er nur einen zeitlich eng begrenzten Auftrag (zum

Beispiel Kassenrevisionen oder dgl„) auszuführen hatte oder aber

für längere Zeit in den Dienst uer Gauwaltung Klagenfurt überge—

treten waro Es dürfte naheliegen, hierüber den früheren Abteilungs—

leiter Liebig als Zeugen zu vernehmen, dessen schriftliche Erklä—

rung vom 140 Mai 1949 sich in den Verwaltungsakten befindeto

Nach ’ Klärung dieser tatsächlichen Umstände wird sodann die Fra—

ge zu prüfen sein‚ wie sich auf die Ansprüche der Klägerin das

am 10 Januar 1955 in Kraft getretene (vgl„ 5ABl° 1955 S„ 92)er—

ste deutschmösterreichische Abkommen über Sozialversicherung vom

21° April 1951 (BGBl° II 1952 SO 517) auswirkt° Eine Leistungs—
pflicht der Beklagten wäre gegeben9 wenn die Voraussetzungen des

Art° 25 Nro 1 dieses Abkommens erfüllt wären° Danach übernehmen

die Unfallversichsrungsträgér in der Bundesrepublik Deutsch131d
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die Ansprüche aus „rheitsunfällen, die vor dem 1° Mai 1945 im

Gebiet der Bundesrepublik Deutschland eingetreten sind; als

Arbeitsunfall in diesem Sinn gilt auch ein solcher, der sich

im Zusammenhang mit einer Beschäfti;ung im Gebiet der Bundesre—

publik Deutschland außerhalb dieses Gebietes ereignet hate

Arte 24 Abs„ 1 Nr„ 1 des Abkommens schreibt demgegenüber die
Zuständigkeit der österreichischen Unfallversicherungsträger

vor fdr Ansprüche aus Arbeitsunfällen‚ die vor dem 10° April

1945 im Gebiet der Repuulik Österreich eingetreten sindo Zur
Zeit läßt sich noch nicht beurteilen9 welche dieser beiden Vor—

schriften auf den vorliegenden Fall anzuwenden ist„ Nach nuf—

fassung des Senats würde die Anwendbarkeit des @ 12 EVO es

jedenfalls nicht schlechthin ausschließen9 daß für die Zeit

vom 10 Januar 1953 an Art° 23 Nr„ 1 des Abkommens Platz greift°

Denn die Merkmale des 5 12 EVO, aufgrund dessen das österreichi—

sche Recht uber den unfallversicherten Persona1kreis gilt9 be—

treffen — wie bereits dargelegt — mehr die äußerlich räumliche

Trennung des ArQeitnehmers von seinem Beschäftigungsort im Alt—

reich; Art„ 25 Nr° 1 des deutsch—österreichischen Abkommens

stellt es dagegen auf den inneren Zusammenhang mit einer Be—

Schaftigung im Gebiet der ßundesrepublik Deutschland ab; die—

ser Zusammenhang könnte auch dann-noch als erhalten angesehen

werden‚ wenn der nach Österreich entsandte Arbeitnehmer dort—

hin umgezogen war und sein Arbeitsentgelt in Österreich gezahlt

wurdeo Es ist jedenfalls durchaus nicht gänzlich unvereinbar,

daß für einen reichsdertschen Arbeitnehmer seinerzeit die Ver—

günstigungen des @ 12 EVO galten, sein. in Österreich erlitte—

ner Arbeitsunfall aber doch gemäß Art° 23 Nrc 1 des deutsch—

österreichischen Abkommens als im Zusammenhang mit einer Be—

schäftigung im heutigen Gebiet der Bundesrepublik Deutschland

stehend anzusehen ist°

Schließlich wird es auch noch einer — vom Standpunkt des LSG„

aus bisher entbehrlichen — Prüfung der Frage bedürfen, ob et—

wa einer der Tatbestände gegeben ist, deren Vorliegen nach

% 5 Satz 1 FredeG zum Ausschluß des Ehtschädigungsanspruches

führt„ Dies erfordert eine weitere Erforschung Ces Sachverhalts
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im Hinblick auf den Zweck der zum Unfall führenden Dienstfahrto

;egen der Auslegung des Begriffes "Zu3ammenhang mit politischen

Veranstaltungen oder sonstigen politischen Tätigkeiten" wird

auf das Urteil des erkennendenSenatsvom30° Juli 1959 (sse„
10 SO 222) verwiesena ' '

Da dem Senat °eine Entscheidung in der Sache selbst nicht mög—

lich war9 mußte die Sache unter Aufhebung des angefochtenen Ur—
teils zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an das LSG„

zurückverwiesen werden(5 170 ADS° 2 Satz 2 SGG)°

Die Entscheidung über die Kosten bleibt dem abschließenden Ur—

teil des LSG° vorbehalteno
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